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1. Beurteilunqskriterien für sozialpolitische Maßnahmen
Sozialpolitische Maßnahmen dämpfen Leistungsanreize und Wachs-
tumsdynamik in aller Regel. Entscheidend für dauerhaften und
breitgestreuten Wohlstand ist dagegegen eine Wirtschaftspolitik,
welche die Leistungs- und Investitionsbereitschaft möglichst we-
nig beeinträchtigt. Sie verringert die Zahl derer, die sozialer
Sicherung und sozialpolitischer Maßnahmen überhaupt bedürfen. Für
darüberhinausgehende sozialpolitische Korrekturen schafft sie auf
Dauer den notwendigen Verteilungsspielraum.
Diesen Zusammenhang zwischen Wirtschafts- und Sozialpolitik be-
schrieb Ludwig Erhard so: "Einerseits sind um so weniger sozial-
politische Eingriffe und Hilfsmaßnahmen notwendig, je erfolgrei-
cher die Wirtschaftspolitik ist. Trotzdem ist nicht zu leugnen,
daß auch eine noch so gute Wirtschaftspolitik in der modernen
Industriewirts.chaft durch sozialpolitische Maßnahmen ergänzt wer-
den muß. Andererseits gilt aber auch, daß eine erfolgreiche sozi-
ale Hilfe nur auf der'Grundlage eines genügend hohen und wachsen-
den Sozialprodukts und damit einer leistungsfähigen Wirtschaft
möglich ist. Es liegt daher im ureigensten Interesse der Sozial-
politik selbst, daß eine expansive und zugleich stabile Wirt-
schaft sowie die Prinzipien, nach denen diese Wirtschaft geordnet
ist, erhalten bleiben" (1).
Die freiheitliche Wirtschafts- und Gesellschaftspolitik in der
Marktwirtschaft impliziert eine freiheitliche Sozialpolitik. Denn
(1) Erhard (1956): Selbstverantwortliche Vorsorge für die
sozialen Lebensrisiken, in: Versicherungswirtschaft, Januar 1956,
S.76- 2 -
es "widerspricht der marktwirtschaftlichen Ordnung, die die Ent-
scheidung über Produktion und Konsum dem einzelnen überläßt, die
private Initiative bei der Vorsorge für die Wechselfälle und Not-
stände des Lebens auch dann auszuschalten, wenn der einzelne
dazu fähig und gewillt ist, selbstverantwortlich und eigenständig
vorzusorgen" (2). Sozialpolitische Maßnahmen werden Leistungsan-
reize vergleichsweise noch am wenigsten dämpfen und Wachstumsdy-
namik am wenigsten behindern, wenn folgende Grundsätze beachtet
werden (3):
Interpersonelle Umverteilung ist auf das Steuersystem und die
Sozialhilfe beschränkt. Nur wirklich Bedürftigen wird Hilfe zur
Selbsthilfe gegeben, und das ausschließlich in Form von Geld-
transfers. Eingriffe in die Vertragsfreiheit, etwa in Form von
Höchst- oder Mindestpreisen für Faktorentgelte, Nahrungsmittel
oder Wohnung, werden vermieden. Für alle Zweige der gegenwärtigen
Sozialversicherung gilt das Versicherungsprinzip, d.h. im Rahmen
versicherungsmathematisch kalkulierter Risiken entsprechen die
Beiträge der Versicherten den von ihnen in Anspruch genommenen
Leistungen. In der Alters-, Kranken- und Arbeitslosenversicherung
werden die Leistungen grundsätzlich von Privaten angeboten. Die
Pflicht zur Versicherung ist auf ein soziales Minimum beschränkt.
Bedürftige können im Rahmen der Sozialhilfe einen Zuschuß zu den
Prämien erhalten. Die Versicherung über das soziale Minimum hi-
naus ist freiwillig. Der Einzelne wählt selbst die für ihn gün-
stigste Kombination von versicherten Risiken, Selbstbehalten und
der Möglichkeit von Schadensfreiheitsrabatten. Die Altersvorsorge
wird nach dem Kapitaldeckungsverfahren finanziert.
(2) Erhard (1956): Selbstverantwortliche Vorsorge für die
sozialen Lebensrisiken, in: Versicherungswirtschaft, Januar 1956,
S.77
(3) Zu den Grundsätzen einer freiheitlichen Sozialpolitik in den
verschiedenen Zweigen der Sozialversicherung vergleiche z.B.
Oberender (1985), Knappe (1981), Soltwedel (1983), Vaubel (1983).
Zu Umverteilungselementen in einem reformierten Steuersystem ver-
gleiche Engels (1983).- 3 -
An diesen Kriterien werden die sozialpolitischen Maßnahmen gemes-
sen, die in den Jahren 1945 bis 1957 in den westlichen Besat-
zungszonen bzw. später in der Bundesrepublik Deutschland ergrif-
fen wurden.
2. Pragmatismus und Kontinuität: Die Sozialpolitik der Alliierten
Unmittelbar nach Ende des Krieges war die materielle Not zu groß
und zu weit verbreitet, als daß "Bedürftigkeit" im Sinne herkömm-
licher Sozialpolitik sie auch nur annähernd hätte umschreiben
können. Krieg und Kriegsfolgen schufen schwere Notlagen; in vie-
len Fällen war die Existenzgrundlage der Menschen stark beein-
trächtigt, oder sie war ihnen ganz genommen. Die Versorgung mit
den notwendigsten wirtschaftlichen Gütern war völlig unzurei-
chend.
In dieser Situation galt es zunächst, die Nahrungsmittelvertei-
lung, die Versorgung mit Strom, Gas und Wasser sowie den Nahver-
kehr aufrechtzuerhalten bzw. wieder in Gang zu setzen. Die jewei-
ligen Militärregierungen als höchste gesetzgebende, rechtspre-
chende und vollziehende Gewalt übernahmen dazu weitgehend das
deutsche Bewirtschaftungs- und Kontrollsystem der Kriegsjähre. Es
blieb bis zur Währungsreform in Kraft. Direkte Lenkungsmaßnahmen
und Kontrollen dienten bald auch der Konzentration der knappen
Ressourcen auf zentrale Engpässe beim wirtschaftlichen Wiederauf-
bau. In dem Maße, wie sie geeignet waren, die Produktion wieder
in Gang zu setzen, erfüllten diese Maßnahmen auch eine sozialpo-
litische Funktion.
Auch in der Sozialpolitik, und insbesondere in der Sozialversi-
cherung, knüpften zumindest die westlichen Alliierten an Beste-
hendes an. Bereits im Dezember 1944 hatten sich Engländer und
Amerikaner darauf geeinigt, das gegliederte System der sozialen- 4 -
Sicherung mit seinen voneinander unabhängigen Versicherungszwei-
gen im Grundsatz weiterzuführen (4). Die Zeit des Nationalsozia-
lismus hatte die Sozialversicherung weitgehend unverändert über-
standen (5). Zwar waren damals umfassende Pläne zur Reform aus-
gearbeitet worden. Mit dem 1934 verabschiedeten "Aufbaugesetz"
wurde dann aber lediglich die Selbstverwaltung der Versicherungs-
institutionen durch das "Führerprinzip
1
1 und die weisungsberech-
tigte Staatsaufsicht ersetzt. Ein großer Teil der Fachleute blieb
im Amt, und an der Organisation, den Gestaltungsgrundsätzen und
der Arbeitsweise der Sozialversicherung änderte sich kaum etwas.
Im Jahr 1937 wurde der Kreis der Anspruchsberechtigten in der
Invaliden- und der Rentenversicherung ausgeweitet. Eine ein-
schneidende Veränderung, etwa in Richtung auf eine Volksversiche-
rung, bedeutete das aber genauso wenig wie die lediglich formale
Zusammenlegung von Kranken-, Unfall- und Invalidenversicherung zu
einer Reichsversicherung im Jahre 1934.
Wie schon 1918 waren bei Kriegsende die Vermögenswerte der Sozi-
alversicherung größtenteils verloren (6). Auch die zentralen Ent-
scheidungsinstanzen auf staatlicher und verbandlicher Ebene waren
weggefallen. Aber auf der Ebene der örtlichen Leistungsträger war
die Organisation noch intakt und es gab auch noch, allerdings
stark verminderte, Beitragseinnahmen. Pläne für eine Einheitsver-
sicherung in allen vier Besatzungszonen waren im Alliierten
(4) Das waren die Kranken-, Unfall-, Invaliditäts- und die
Rentenversicherung. Zu den Auffassungen der Alliierten über die
künftige Gestalt der deutschen Sozialversicherung vergleiche
Zöllner (1981), S.135-6.
(5) vgl. im folgenden Hentschel (1978), S.323-4
(6) Zu diesem Zeitpunkt verteilte sich das Vermögen der
Sozialversicherung auf folgende Anlageformen: Anleihen an Reich,
Länder und Gemeinden (71,1 vH), Hypotheken, Grund- und
Rentenschulden (8,8 vH), Pfandbriefe und Kommunalobligationen
(3,9 vH), Grundstücke (2,5 vH) und Betriebsmittel (13,7 vH); vgl.
dazu Peters (1978), S.126. Vermögenswerte, die von unmittelbaren
Kriegseinwirkungen nicht betroffen gewesen waren, wurden im
Rahmen der Währungsumstellung zu 90 vH bzw. 94 vH entwertet.- 5 -
Kontrollrat nur für kurze Zeit diskutiert worden (7). Während sie
in der sowjetischen Besatzungszone und in Groß-Berlin verwirk-
licht wurden, blieb in den Westzonen das alte Recht der Sozial-
versicherung weitgehend in Kraft. Lediglich politisch motivierte
Zusätze aus der Zeit des Nationalsozialismus sowie politisch be-
lastetes Personal wurden entfernt. Die Arbeitslosenversicherung,
die im Kern aufgehoben worden war, wurde wiederhergestellt und
zunächst von den Ländern wahrgenommen und subventioniert (8). In
der Folge lief die Betreuung - mit örtlichen Ausnahmen - weiter.
Weil die früher gewährten Reichszuschüsse nicht mehr, und die
Beitragseinnahmen nur spärlich flössen, wurden die Leistungen
aber zunächst eingeschränkt oder völlig suspendiert.
In den einzelnen Besatzungszonen wurde von 1945 bis 1949 eine
große Zahl von Gesetzen und Verordnungen erlassen, die einzelne
Aspekte der sozialen Sicherung regelten. Die meisten von ihnen
entsprangen der besonderen Situation der Nachkriegsjähre und wur-
den später wieder aufgehoben. Eine Ausnahme macht hier das Sozi-
alversicherungs-Anpassungsgesetz. Es war noch im Jahr 1949 vom
Wirtschaftsrat der Bizone erlassen worden und beeinflußte die
spätere Gesetzgebung in der Bundesrepublik Deutschland maßgeb-
lich. Der größte Teil der Sondervorschriften der Kriegs- und
Nachkriegszeit wurde darin aufgehoben, in einzelnen Versiche-
rungszweigen wurden die Bezugsgrößen für Beiträge und Leistungen
angepaßt, und der Kreis der Berechtigten in der Arbeiterinvalidi-
täts- und -rentenversicherung wurde analog zur Angestelltenversi--
cherung ausgeweitet. Das Sozialversicherungs-Anpassungsgesetz
normalisierte, aktualisierte und vereinheitlichte die Sozialge-
setzgebung der Westzonen. In der Währungsreform waren die Renten
und anderen Unterstützungszahlungen im Verhältnis eins zu eins
umgestellt worden. Ein großer Teil der zunächst verfügten Leist-
ungskürzungen konnte bis 1949 zurückgenommen werden.
(7) vgl. Naujeck (1984), S.92-3
(8) vgl. Lütge (1966), S.591- 6 -
Damit war noch vor Gründung der Bundesrepublik Deutschland das
traditionelle System der Sozialversicherung in seinen Grundzügen
wiederhergestellt. Angesichts der akuten Notlage großer Teile der
Bevölkerung war der Rückgriff auf den vorhandenen Apparat der
Sozialversicherung sicher dringend geboten, und er erscheint auch
im Nachhinein unumgänglich. Die kurzfristig wirksamen sozialpoli-
tischen Maßnahmen hatten jedoch ihren Preis. Wichtige Entschei-
dungen über die zukünftige Gestaltung der Sozialpolitik wurden
damit vorweggenommen. Unter ordnungspolitischen Gesichtspunkten
war das keineswegs unproblematisch. Ein System überwiegend öf-
fentlicher Versicherungsmonopole wurde wiedererrichtet, bei dem
von den Prinzipien privater Versicherung keine Rede sein konnte.
Die Pflicht zur Versicherung bestand von Anfang an für den über-
wiegenden Teil der nicht selbständig Beschäftigten. Sie erstreck-
te sich weit über die Versicherung des sozialen Minimums hinaus.
In den ersten Jahren beschränkten sich die Leistungen in den ein-
zelnen Versicherungszweigen allerdings auf Einkommenshilfen. Sie
sollten - und konnten - kein Ersatz für Einkommensausfälle sein
(9). Daher ist kaum anzunehmen, daß sie individuelle Leistungsan-
reize haben dämpfen können.
(9) Vgl. Hentschel (1978), S.332; So betrugen zum Beispiel die
durchschnittlichen Alters- und Invalidenrenten für Angestellte
und Arbeiter im Mai 1949 rund ein Viertel der Bruttoeinkommen.
Vergleiche dazu International Labour Review (1952), S.498 und
Bundesminister für Arbeit (1958), S.49.- 7 -
3. Ausaleich von Kriegsschäden und Konsolidierung der Sozialver-
sicherung
Nach Gründung der Bundesrepublik Deutschland setzten deutsche Po-
litiker die pragmatische Sozialpolitik der Alliierten fort. Wäh-
rend man in vielen anderen Bereichen der Wirtschafts- und Gesell-
schaftspolitik versuchte, nach zwölf Jahren der Isolation wieder
Anschluß an die Entwicklung in den anderen westlichen Ländern zu
finden, wurde in der Sozialpolitik ein Sonderweg beschritten.
Unter dem Eindruck des Krieges hatten sich in vielen Ländern
Westeuropas die Menschen wie selbstverständlich daran gewöhnt,
daß der Staat in eine Reihe von Lebensbereichen regelnd eingriff,
die bis dahin der Initiative und Vorsorge des Einzelnen oder der
Familie vorbehalten waren. Auch das im Krieg entstandene Gemein-
schaftsgefühl begünstigte die Tendenz zu umfassender staatlicher
Fürsorge, und speziell in der Sozialpolitik dieser Länder die
Tendenz zur Einheitsversicherung (10).
In der westdeutschen Bevölkerung waren solche Vorstellungen wegen
des Zentralismus in der Zeit des Nationalsozialismus und den ab-
schreckenden Beispiels in der sowjetisch besetzten Zone wenig
populär. Im Parlament trat die konservative Mehrheit für die
Prinzipien der sozialen Marktwirtschaft ein, mit denen eine Ein-
heitsversicherung nicht zu vereinbaren war, Aber auch von den
Gewerkschaften wurden Bedenken geäußert, als sich herausstellte,
daß einige konkrete Reformvorschläge im Zuge der Vereinheitli-
chung Einsparungen bei den Leistungen vorsahen.
(10) Zu dieser Zeit war in der Mehrzahl der westeuropäischen
Länder der Beveridge-Plan für eine umfassende Ein--
heitsversicherung die Grundlage der sozialpolitischen Diskussion
Die Grundsätze dieses Plans waren, die gesamte Nation in die
soziale Sicherung einzubeziehen, die Sicherung der Einkommen und
der Gesundheit miteinander zu kombinieren, das
Sozialleistungssystem einheitlich zu organisieren und allen ein
Mindesteinkommen zu garantieren. Vergleiche dazu Hockerts (1983).
S.141-51.- 8 -
Pragmatismus und Kontinuität in der Sozialpolitik bedeuteten al-
les andere als Untätigkeit. Insgesamt verabschiedete der Bundes-
tag in der ersten Legislaturperiode zweiundfünfzig die Sozial-
versicherung betreffende Gesetze, eine Zahl die in späteren Le-
gislaturperioden auch nicht annähernd erreicht wurde. In den ein-
zelnen Versicherungszweigen wurden die Einkommensgrenzen für die
Bemessung von Beiträgen und Leistungen an die veränderten Wirt-
schaftsdaten angepaßt (11). Gesetze zur Rechtsstellung bestimmter
Personengruppen wurden in den Jahren 1950 bis 1953 für Heimkeh-
rer, Schwerbehinderte, Kriegsbeschädigte, und später auch für
ehemalige politische Häftlinge erlassen. In vielen Fällen konnte
bei der Kriegsopferversorgung an Erfahrungen aus der Zeit nach
1918 zurückgegriffen werden.
Zumindest vom Grundgedanken her nimmt das Lastenausgleichsgesetz
von 1952 hier eine Sonderstellung ein (12). Das Ziel war, die
Vertriebenen, aber auch Kriegssachgeschädigte aus dem Gebiet der
Bundesrepublik Deutschland, für ihre Vermögensverluste teilweise
zu entschädigen und sie beschleunigt in die Gesellschaft einzu-
gliedern. Um neue Existenzen gründen bzw. Arbeitsplätze schaffen
und Wohnraum bereitstellen zu können, wurde auf unversehrten Be-
sitz eine Vermögensabgabe erhoben. Bis 1979, als die Abgabe-
pflicht erlosch, wurden im Rahmen des Lastenausgleichs rund 100
Milliarden DM aufgebracht (13)• Die Auszahlungen liefen jedoch
erst Mitte der fünfziger Jahre voll an. Zumindest in den ersten
Jahren war daher die politisch-psychologische Wirkung des Lasten-
ausgleichs wohl größer als die praktische. Als die Auszahlungen
Mitte der sechziger Jahre ihren Höhepunkt erreichten, hatte der
wirtschaftliche Aufbau bereits für die weitgehende soziale und
politische Integration gesorgt.
(11) In einigen Fällen, aber längst nicht immer, wurden dabei
auch die Leistungen erhöht. So betrugen etwa die Alters- und
Invalidenrenten 1950 im Durchschnitt 29 vH, 1953 im Durchschnitt
30 vH der durchschnittlichen Bruttoeinkommen.
(12) vgl. im folgenden Schwarz (1981), S.166-9
(13) vgl. Abelshauser (1983), S.143— Q —
Im Bereich der Arbeitgeber- und Arbeitnehmerbeziehungen und des
Arbeitsschutzes waren die Veränderungen in der Zeit des National-
sozialismus vergleichsweise noch am einschneidensten gewesen.
Koalitionsfreiheit, Tarifautonomie, Streikrecht und auch die
Freiheit der Berufs- und Arbeitsplatzwahl waren, zum Teil kriegs-
wirtschaftlich bedingt, stark eingeschränkt oder völlig beseitigt
worden. Dies wurde jetzt rückgängig gemacht. Die Tarifautonomie
war noch von der Verwaltung des Vereinigten Wirtschaftsgebietes
mit dem Tarifvertragsgesetz von 1949 wiederhergestellt worden und
wurde vom Bund übernommen. Die Selbstverwaltung in der Sozialver
Sicherung wurde 1951 wiederhergestellt. In den folgenden zwei
Jahren wurden das Kündigungs-, das Mutterschutz- sowie das Mon-
tanmitbestimmungsgesetz und das Betriebsverfassungsgesetz erlas-
sen. Wie auch mit dem Arbeitsgerichtsgesetz knüpfte man damit
wenn nicht an existierende Bestimmungen, so doch an programmati-
sche Vorhaben der Weimarer Zeit an. Das gilt auch für die Ar-
beitslosenversicherung und die Arbeitsvermittlung. Bis 1952 hat-
ten die Länder sie kommissarisch wahrgenommen. Die Bestimmungen
wurden nun vereinheitlicht, wobei man an das Recht von 1927 an-
knüpfte. Gleichzeitig wurde die Unterstützungsdauer - bei einer
Mindestanwartzeit von drei Jahren - von bis dahin maximal 27 auf
52 Wochen verdoppelt. Die Bundesanstalt für Arbeit und die Bun-
desversicherungsanstalt für Angestellte wurden 1952 bzw. 1953
nach Weimarer Vorbild wiedererrichtet. Im gleichen Jahr wurde mit
dem Sozialgerichtsgesetz in diesem Bereich eine eigene Gerichts-
barkeit eingeführt und die Rechtsprechung von der Verwaltung ge-
trennt.
Ein weiterer, in dieser Zeit wichtiger sozialpolitischer Bereich
ist die Wohnungspolitik. Auch nach der Währungsreform wurde der
Wohnungsmarkt staatlich bewirtschaftet und der Bau von Wohnungen
öffentlich gefördert. Dazu wurde 1950 das erste Wohnungsbauge-
setz, zusammen mit einem umfassenden Programm für den sozialen
Wohnungsbau erlassen. Aber auch die Bildung von Wohnungseigentum
wurde durch Steuervergünstigungen gefördert. Dazu dienten das
Wohnungseigentumsgesetz von 1951, das Wohnungsbauprämiengesetz
von 1952 und das Baulandbeschaffungsgesetz von 1953.- 10 -
Die sozialpolitischen Maßnahmen der ersten Legislaturperiode
dienten vor allem der Festigung, zum Teil aber auch schon dem
Ausbau des überlieferten Systems der sozialen Sicherung. Die Wie-
derherstellung der Tarifautonomie und der Selbstverwaltung in der
Sozialversicherung sind aus der Sicht freiheitlicher Sozialpoli-
tik positiv zu bewerten, denn damit wurde in wichtigen gesell-
schaftlichen Teilbereichen staatlicher Einfluß abgebaut. Die Ge-
setze zur betrieblichen Mitbestimmung, zum Kündigungs- und Mut-
terschutz stellen hingegen Eingriffe in Eigentumsrechte bzw. die
Vertragsfreiheit dar und sind daher abzulehnen.
Zwar hatte Adenauer in seiner Regierungserklärung von 1949 be-
kräftigt, daß der Wiederaufbau der Wirtschaft die einzige Grund-
lage für jede Sozialpolitik, und eine gute Wirtschaftspolitik die
beste Sozialpolitik sei (14). Das bedeutete allerdings nicht, daß
in der Sozialpolitik bewußt und konsequent marktwirtschaftliche
Prinzipien angewandt wurden. Das traf allenfalls in Ansätzen zu,
wie etwa bei der Wohnungsbauförderung durch Eigentumsbildung.
Auch einzelne Bestimmungen in einigen Gesetzesnovellen deuten
darauf hin. Zum Beispiel konnten Anspruchsberechtigte nach dem
Bundesversorgungsgesetz statt einer Rente auch eine Kapitalabfin-
dung zur Gründung einer neuen Existenz erhalten. Von ungleich
größerem Gewicht - und mit den Prinzipien freiheitlicher Sozial-
politik nicht zu vereinbaren - war hingegen die Wiedereinführung
der Arbeitslosenversicherung in ihrer alten Form. Damit wurde ein
großer Teil der Bevölkerung einem öffentlichen Versicherungsmono-
pol mit Zwangsmitgliedschaft unterworfen.
(14) Bundesanzeiger vom 24.9.1949, S.lf; zitiert nach Kleinhenz
und Lampert (1971), S.108-9.- 11 -
4. Von der "Sozialreform" zur Reform der Rentenversicherung
In den Jahren 1952 und 1953 war die erste Phase des wirtschaftli-
chen Wiederaufbaus abgeschlossen. Im Bereich der Sozialpolitik
hatte der erste Bundestag für den größten Teil der dringenden
sozialen Aufgaben zumindest vorläufige Regelungen getroffen. Eine
Folge davon war, daß bereits im Jahr 1951 die Ausgaben für Sozi-
alleistungen auf rund 6,8 Mrd DM anstiegen. Damit entsprachen sie
36,5 vH der Bundesausgaben und lagen in einer ähnlichen Größen-
ordnung wie die Besatzungskosten (rund 7,9 Mrd DM). Die Belastung
des Bruttoinlandsprodukts zu Marktpreisen durch Steuern und Sozi-
alabgaben betrug 31,6 vH. Damit stand die Bundesrepublik Deutsch-
land an der Spitze der westlichen Industriestaaten (15).
Zur gleichen Zeit kritisierten Wissenschaftler die Unübersicht-
lichkeit des Sozialrechts und der sozialen Institutionen und for-
derten eine grundlegende Reform der Sozialpolitik (16) . In vieler
Hinsicht waren die hier entwickelten Vorschläge an Beveridges
"Plan der Sozialen Sicherung" orientiert. Bei ihrem Amtsantritt
machte die neue Regierung sich den Gedanken der "Sozialreform" zu
eigen. In seiner Regierungserklärung von 1953 bekräftigte Adenau-
er die Aussage aus dem Jahre 1949, wonach eine gute Wirtschafts-
politik die beste Sozialpolitik sei. Gleichzeitig setzte er sich
aber dafür ein, auf diese Art gewonnenen Spielraum für umfassende
sozialpolitische Reformen zu nutzen. Eine EinheitsVersicherung
strebte er jedoch nicht an. Die reformierte Sozialpolitik sollte
vielmehr so beschaffen sein, daß produktive Elemente des Wirt-
schaftslebens nicht geschwächt würden (17) . Die Aussagen zur
(15) vgl. Schwarz (1981), S.327
(16) So etwa Auerbach 1952 (Modell eines Sozialplans), Mackenroth
1952 (Die Reform der Sozialpolitik durch einen deutschen
Sozialplan) und Achinger 1954 (Zur Neuordnung der sozialen
Hilfe). Zu den Einzelheiten der Vorschläge von Auerbach und
Mackenroth vergleiche v. Bethusy-Huc (1976), S,59-61.
(17) Regierungserklärung von 1953, Bundesanzeiger 1953, Nr.204,
S.3; zitiert nach Kleinhenz und Lampert (1971), S.123- 12 -
Sozialreform in der Regierungserklärung von 1953 beeinflußten die
Sozialpolitik in der Bundesrepublik weit über die zweite Legisla-
turperiode hinaus. Zunächst entbrannte jedoch aufs neue die in-
nenpolitische Diskussion um die Grundsätze der Sozialpolitik.
Sozialdemokraten und Gewerkschaften favorisierten das Versor-
gungsprinzip anstelle des Versicherungsprinzips und forderten die
Einheitsversicherung nach dem Vorbild anderer westeuropäischer
Länder: Eine integrierte, vor allem aus Steuermitteln finanzierte
Gesundheitssicherung, eine umfassende Berufssicherung und die
Zusammenfassung aller Systeme. Mittelständische Gruppen traten
dafür ein, das traditionelle, gegliederte Versicherungssystem und
die privaten Versicherungen beizubehalten und entsprechend zu
reformieren. In eine ähnliche Richtung ging der Vorschlag der
CDU-Sozialausschüsse. Sie plädierten dafür, das bestehende System
zwar beizubehalten, die sozialen Leistungen aber großzügig auszu-
bauen. Der liberale Flügel der Regierung und die Arbeitgeberver-
bände setzten sich dafür ein, das Prinzip der Selbsthilfe und der
Versicherung nicht nur zu erhalten, sondern noch zu stärken.
Ordnungspolitische Überlegungen spielten in der sozialpolitischen
Diskussion nur eine eingeschränkte Rolle. Lediglich die Alterna-
tiven "Einheitsversicherung" und "gegliedertes Versicherungssyst-
em" standen zur Debatte. Darüber hinausreichende Möglichkeiten
zur Umgestaltung der Sozialversicherung im Sinne freiheitlicher
Sozialpolitik wurden hingegen kaum zur Kenntnis genommen. Dazu
mögen nicht zuletzt die Vorentscheidungen des Jahres 1949 zugun-
sten des überlieferten Systems beigetragen haben. Selbst die Ent-
scheidung gegen die Einheitsversicherung fiel wohl eher wegen der
Beharrungskräfte des bis dahin im großen und ganzen bewährten
Systems als aus ordnungspolitischen Erwägungen.
Keine der verschiedenen politischen Gruppierungen und Interessen-
gruppen legte ein konkretes Programm für die Sozialreform vor.
Der Beirat für die Neuordnung der Sozialleistungen hatte zwar
eine Reihe von Vorschlägen erarbeitet, nach denen die sozialen
Leistungen finanziell gesichert, neu geordnet und weiterent-
wickelt werden sollten. Ein einheitliches Konzept der So-Bibliothek des Instituts - 13 -
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zialpolitik hatte jedoch auch er nicht vorgelegt. In diesen Jah-
ren entstandene wissenschaftliche Gutachten enthielten zwar um-
fassende Reformvorschläge, in ihren Schlußfolgerungen waren sie
aber langfristig angelegt und für eine schnelle politische Umset-
zung kaum geeignet.
Genau das war angesichts des stetig näherrückenden Termins für
die Wahl zum dritten Bundestag (September 1957) aber gefragt. Die
andauernde und intensiv geführte innenpolitische Diskussion hatte
in der Öffentlichkeit Erwartungen geweckt, die zu enttäuschen die
Regierung sich nicht mehr leisten zu können glaubte. Auf persön-
liche Initiative Adenauers wurde der Gedanke einer umfassenden
Sozialreform für die laufende Legislaturperiode fallengelassen.
Stattdessen konzentrierte man sich ganz auf die Reform der Ren-
tenversicherung. Hier schienen die Probleme am dringendsten, denn
der Abstand der Renten zu den Einkommen hatte sich trotz einiger
zwischenzeitlicher Rentenerhöhungen nicht wesentlich verringert.
Mitte der fünfziger Jahre betrugen sie 28 vH bis 32 vH der ent-
sprechenden Löhne und Gehälter (18). Das wurde als unzureichend
angesehen, denn mittlerweile hatte sich die Auffassung durchge-
setzt, daß die Leistungen der öffentlichen Rentenversicherung
nicht mehr nur ein Existenzminimum, sondern den am Arbeitseinkom-
men gemessenen sozialen Status sichern sollten. Für die vordring-
liche Reform der Rentenversicherung sprach außerdem, daß damit
mehr als die Hälfte der Sozialleistungsfalle erfaßt würde.
Nicht nur sozialpolitische, sondern auch allgemeinpolitische und
wahltaktische Überlegungen bewogen die damalige Regierung zu die-
sem Schritt (19). Im Zusammenhang mit einer langfristigen Wieder-
vereinigungspolitik sollte die Attraktivität der Bundesrepublik
unter Beweis gestellt werden. Das Jahr 1957 wurde zum Schlüssel-
jahr für die Sozialpolitik, denn die Reform der Rentenversiche-
(18) vgl. Zöllner (1981), S.143
(19) vgl. im folgenden Zöllner (1981), S.145 und Schwarz (1981),
S.33114 -
rung brachte nicht nur in diesem Versicherungszweig grundlegende
Veränderungen, sondern beeinflußte in maßgeblicher Weise auch
spätere Reformen. Das aus der Bismarckschen Rentenversicherung
stammende Kapitaldeckungsverfahren wurde durch das Umlageverfah-
ren ersetzt: Danach zahlt in einem "Generationenvertrag" jeder
aktive Erwerbstätige einen Teil seines Bruttoeinkommens in die
Rentenkasse. Die Auszahlungen an die Rentner richten sich nach
ihrer individuellen Beitragsleistung und -dauer. Die persönliche
Bemessungsgrundlage ist dabei das Verhältnis, in dem der Arbeits-
verdienst zum Durchschnittsverdienst gestanden hat. Dieses Ver-
hältnis wird auf den jeweils aktuellen Stand der Durchschnitts-
löhne bezogen, d.h. die Renten werden automatisch an die Lohnent-
wicklung angepaßt. Das Ziel der Reform war es, den Lebensstandard
der Rentner in die Nähe des der aktiven Bevölkerung zu rücken.
Dabei ist die "dynamische Rente" vom Nominalwert der eingezahlten
Beiträge unabhängig.
Innenpolitisch war die Rentenreform äußerst umstritten. Adenauer
setzte sie jedoch gegen alle Widerstände nahezu unverändert
durch. Es wurde lediglich beschlossen, die Renten "halbautoma-
tisch", nämlich durch jährlichen Entscheid des Gesetzgebers, an
die Lohnentwicklung anzupassen (20). Noch im Jahr 1957 stiegen
die Versicherungsrenten rückwirkend vom 1. Januar für Arbeiter um
65 vH und für Angestellte um 72 vH (21). Die Rentenreform erwies
sich so unter anderem als ein zeitlich geschickt plaziertes Wahl-
geschenk.
Die Dynamisierung der Renten war wohl die mit Abstand folgen-
reichste sozialpolitische Neuerung der zweiten Legislaturperiode,
wenn nicht sogar der gesamten Nachkriegszeit. Schon bald zeichne-
te sich ab, daß der hier installierte Automatismus in seinen Aus-
wirkungen auf den Staatshaushalt und die wirtschaftliche Ent-
(20) Bis 1978 wurde allerdings - ganz automatisch - stets
mindestens der volle Bruttolohnzuwachs zugrundegelegt.
(21) vgl. Schwarz (1981), S.334- 15 -
Wicklung nur schwer zu kontrollieren sein würde. Die demographi-
sche Entwicklung, der Konjunkturverlauf und die Inflationsrate
gewannen entscheidenden Einfluß auf die Eigendynamik des Systems.
Die Ausgaben der Rentenversicherung stiegen von 8,2 Mrd. DM im
Jahr 1956 auf 14,4 Mrd. DM im Jahr 1958 und damit schneller als
die Wirtschaft wuchs. Betrug der Anteil der Leistungen in der
Rentenversicherung am Bruttosozialprodukt im Jahr 1956 noch 4,4
vH, so waren es 1958 bereits 6,2 vH (22). Die Zuschüsse zur So-
zialversicherung beanspruchten zunehmende Teile des Bundeshaus-
halts. Hatten sie 1955 noch 2,84 Mrd. DM ausgemacht, so waren es
drei Jahre später bereits 4,92 Mrd. DM (23). Das System der so-
zialen Sicherung wurde durch die Rentenreform ein gutes Stück
unbeweglicher. Seine Umwandlung in ein "gewaltiges Pumpwerk von
Einkommensumverteilungen" (24) hatte begonnen.
Bei den Arbeitnehmern machte sich die Rentenform zunächst einmal
durch höhere Beitragssätze bemerkbar. Schon 1955 raren sie von
bis dahin 5 vH auf 5,5 vH gestiegen. Noch im Jahr der Reform wur-
den sie auf 7 vH angehoben (25) . Die Arbeitgeberbeil rage stiegen
jeweils im gleichen Umfang. Die Belastung der Arbei.taehmereinkom-
men allein durch Beiträge zur Rentenversicherung hatte somit in-
nerhalb von zwei Jahren um 40 vH zugenommen.
Die Altersrenten kletterten auf ein bis dahin nicht gekanntes
Niveau. So betrug zum Beispiel in der Arbeiterversicherung die
Nettorente bei 45 Versicherungsjahren bereits im Jahr 1957 gut 66
vH des Nettoarbeitsentgelts (26). Diese Steigerung an sich, und
damit der Wandel von der einkommensergänzenden Rente zur Vollren-
te ist dabei zunächst nicht zu kritisieren. Entscheidend ist
vielmehr, daß einem großen Teil der arbeitenden Bevölkerung die
(22) vgl. Tabelle A2
(23) vgl. Tabelle A2
(24) vgl. Hockerts (1983). S.151
(25) vgl. Tabelle A3
(26) vgl. Bundesminister für Arbelt -and Sozn alordmmg (1986),
S.190- 16 -
Möglichkeit genommen war, mit einem nicht unerheblichen Teil ih-
res Einkommens Altersvorsorge nach eigenen Vorstellungen zu be-
treiben. Zwar stand es dem einzelnen frei, über das staatlich
verordnete Niveau hinaus für das Alter vorzusorgen. Die Alters-
sicherung in anderen, nicht inflationsgeschützten Bereichen, wie
etwa dem Sparen oder durch Lebensversicherungen, wurde mit Ein-
führung der dynamischen Rente allerdings diskriminiert. Die Ein-
führung des Umlageverfahrens anstelle der Kapitaldeckung
schwächte darüberhinaus das Versicherungsprinzip in der Renten-
versicherung (27) .
Auch in der der Arbeitslosen- und der Invaliditätsversicherung
wurden die Unterstützungsleistungen ausgeweitet. Im Vergleich zur
Rentenversicherung waren diese Änderungen zunächst jedoch von
geringer Bedeutung. In der Arbeitslosenversicherung konnten die
Beitragssätze bei steigenden Geldleistungen in einzelnen Fällen
sogar gesenkt werden (28).
Im Jahr 1954 wurde das Kindergeld wieder eingeführt. Auch hier
waren die Leistungen, die bis Anfang der sechziger Jahre von den
Arbeitgebern zu erbringen waren, zunächst vergleichsweise gering.
Dem Kindergeld kommt aber grundsätzliche Bedeutung zu, denn es
markiert in der Sozialversicherung einen Schritt vom Individual-
zum Familienprinzip und damit die Einführung zusätzlicher Umver-
teilungselemente. Bei der Einführung des Wohngeldes und der Aus-
bildungsbeihilfen in späteren Legislaturperioden setzte sich die-
se Tendenz fort.
Die Leistungen in der Krankenversicherung wurden mit dem "Lohn-
fortzahlungsgesetz" von 1957 ebenfalls ausgeweitet. Das Kranken-
(27) Zur Diskussion um die gesamtwirtschaftlichen Auswirkungen
von Kapitaldeckungs- bzw. Umlageverfahren vergleiche z.B. Barrow
(1978) und Feldstein (1981).
(28) Im Jahr 1949 hatten sie noch 4 vH des Bruttoarbeitsentgelts
betragen, 1955 waren es nur noch 3 vH und 1957: 2 vH.- 17 -
geld in den ersten sechs Wochen wurde von bis dahin 50 vH des
Grundlohns je nach Familienstand auf 65 vH bis 75 vH erhöht. <
Gleichzeitig wurden die Arbeitgeber verpflichtet, diesen Betrag
auf 90 vH des Nettolohns aufzustocken. Die Karenzzeit wurde von
bis dahin drei Tagen auf zwei verkürzt. Ebenfalls im Jahre 1957
wurde mit dem Gesetz über die Altershilfe für Landwirte eine neue
große Gruppe von Selbständigen in die Rentenversicherung einge-
gliedert.
5. Sozialpolitik, Leistungsanreize und Wachstumsdynamik
Mit freiheitlicher Sozialpolitik im Sinne Erhards hatte der über-
wiegende Teil der sozialpolitischen Maßnahmen in den ersten bei-
den Legislaturperioden kaum etwas zu tun. Immer größere Teile der
Bevölkerung wurden zu "Anspruchsberechtigten" in den verschiede-
nen Zweigen der Sozialversicherung - ob sie es wollten oder
nicht. Private Versicherungsträger blieben hier weitgehend ausge-
schlossen. Der Staat beanspruchte entweder das Monopol auf den
Versicherungstatbestand bzw. diskriminierte alternative Versiche-
rungsformen, oder er gestattete nur bstimmten Teilen der Bevölke-
rung die Wahl zwischen staatlichen und privaten Versicherungen.
Ohnehin können die können die staatlich organisierten Versor-
gungssysteme für Alter, Krankheit und Arbeitslosigkeit nur mit
Einschränkungen als Versicherungen im eigentlichen Sinne des Wor-
tes bezeichnet werden. Denn die Äquivalenz von Risiken und Prä-
mien spielte dort eine immer geringere Rolle. An ihre Stelle tra-
ten zunehmend Umverteilungselemente.
Den Beitragszahlern, d.h. der überwiegenden Mehrzahl der Arbeit-
nehmer, wurde die Verfügung über zunehmende Teile ihrer Erwerbs-
einkommen entzogen. Die Lücke zwischen Brutto- und Nettoarbeits-
entgelt begann sich auszuweiten. Gleichzeitig reichten die Ver-
sorgungsleistungen bei Verdienstausfall in einzelnen Fällen be-
reits in die Nähe der entsprechenden Nettoarbeitsentgelte. Unter
diesen Bedingungen kann "moräl hazard" bei der Inanspruchnahme
von Leistungen der Sozialversicherung nicht immer ausgeschlossen- 18 -
werden. Die Beiträge der Versicherten zur Sozialversicherung nah-
men in den ersten beiden Legislaturperioden zwar nicht unerheb-
lich zu. Um die Leistungen zu finanzieren, reichten sie jedoch
keinesfalls immer aus. Steigende Zuschüsse aus Steuermitteln wa-
ren dazu notwendig (29).
Für die hier betrachtete Zeitspanne wird sich im einzelnen kaum
nachweisen lassen, daß bestimmte sozialpolitische Maßnahmen I.ei-
stungsanreize gedämpft und Wachstumsdynamik gehemmt haben. Ange-
sichts der veränderten Anreizstrukturen in der Sozialversicherung
ist diese Vermutung allerdings nicht ohne weiteres von der Hand
zu weisen. Möglicherweise hat die wirtschaftliche Dynamik jener
Zeit solche Wirkungen zunächst überdeckt. Dann hätte die Sozial-
politik, um mit Erhard zu sprechen, ihr "ureigenstes Interesse"
bereits damals verletzt und ihre eigenen Grundlagen untergraben.
(29) vgl. Tabelle AI- 19 -
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Quellen: Statistisches Bundesamt













































































Berlin. - (2)Vorlaufige Ergebnisse.
, "Lange Reihen 1950-84" und "Der Staat in
den Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnuiigen 1960-85, Sozialbericht 1986,





















































































































































































































































































































































1) 1950-1959 ohne Saarland und Berlin. - 2} Vorläufige Ergebnisse. - 3) Einschließlich Übertragungen an
die übrige Welt. - 4) Ohne Arbeitslosenhilfe.
Quellen: Statistisches Bundesamt, "Lange Reihen 1950-84" und "Der Staat in den Volkswirtschaftlichen
Gesamtrechnungen 1960-85", Sozialbericht 1985. - Eigene Berechnungen.- 22 -
Tabelle A3: Beitragssätze der Arbeitnehmer zur Sozialversicherung,
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